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Neueſte Tagesnachrichten
x Die Eſſener Beſprechungen zur Steigerung ver

gohlenförderung haben das Ergebnis gehabt, daß die Bergarbeiter
nöchentlich zwei halbe Ueberſchichten verfahren wollen.

Die Wahlen zum Studentenparlament
pen an der Berliner Univerſität eine gewaltige Mehr

zeit für die nationale Studentenſchaft ergeben.

x Nach einer „Havas“Meldung aus Marſeille ver
laſſen nach und nach die deutſchen Koloniſten
geutſch-Oſtafrika.

x Die ungariſche Nationalverſammlung wählte
um Präſidenten Stefan von Rakowsky, Chriſtlich
Rationale Vereinigung.

4 Die Ftaliener haben ihre Okkupationsarmee in
galmatien und Triseſt abermals verſtärkt.

x Die Bevölkerung des nördlichen Kaukaſus hat ſich
einem ſelbſtändigen Staatsweſen, der Republik

dagheſtan, zuſammengeſchloſſen.

meeRegierungskriſe in Hrankreich
Das Kabinett Millerand gefährdet.

Paris, 19. Februar.
Es verlautet, daß die Demiſſion des Vorſitzenden der

wiederherſtellungskommiſſion Jon n art als Proteſt gegen
die ſchlappe Haltung des Oberſten Rates gegen

Deutſchland bei Ausführung der Bedingungen des Friedensver
trages anzuſehen iſt. In politiſchen Kreiſen iſt man der Mei-
nung, daß die Demiſſion im Zuſammenhang mit der Er-
klärung des Kriegsminiſter s, daß Deutſchland jetzt
eine große und gut bewaffnete Armee habe, trotz aller Beſtim
nungen des Friedensvertrages, ſteht. Der frühere Premier
miniſter Barthonu und der augenblickliche Vorſitzende der
Kommiſſion für auswärtige Angelegenheiten, der gern Miniſter
präſident ſein will, hat erklärt, daß er eine Jnterpellation ein
reichen werde. Man vermutet, daß er die Angelegenheit
ausbeuten will, um einen Sturz des Kabinetts
Rillerand herbeizuführen. Die Erklärung von Lefèvre
ſteht im Zuſammenhang mit der Demiſſion von Jonnart. Das
Kabinett Millerand iſt in einer gefährlichen Lage, beſonders
wenn Barthou in der Kammer zu einem heftigen Angriff über-
geht. Jn politiſchen Kreiſen wird verſichert, daß Briand
ohne Zweifel Varthou in ſeinem Angriff aufdas Kabinett Millerand unterſtützen wird. Man
ſagt, daß Vriand den Wunſch hegt, franzöſiſcher Geſandter in
Verlin zu werden und daß er ſicher dieſen Poſten bekommen
wird, wenn Barthou in ſeinem Kampfe gegen das Kabinett
Millerand den Sieg erringt. Jnzwiſchen hat Millerand die
ſchwierige Aufgabe, eine ſtarke Per ſönlichkeit zu fin-
den, die den Vorſitz in der Wiederherſtellungs-
kommiſſion übernehmen wird. Die Nachfolge von Jonnart
hat Millerand zunächſt Tardieu angeboten, der aber ablehnte.
Man erwartet jetzt, daß Millerand den zurücktretenden Präſi
denten Poincaré bitten wird, den Vorſitz zu übernehmen. Aber
allgemein herrſcht die Auffaſſung, daß auch dieſer ablehnen wird.
Vie verlautet, will Millerand in dieſem Falle Dutaſta fragen,
den ehemaligen Sekretär der allgemeinen Friedenskonferenz.
In verſchiedenen Kreiſen iſt man aber der Meinung, daß
dieſer für dieſen Poſten nicht ſtark genng iſt undſeine Ernennung nur dazu beitragen würde, die Lage des Kabi-
netts Millerand noch weiter zu ſchwächen. Jonnart iſt als Vor
ſitzender der Wiederherſtellungskommiſſion von vornherein im
Konflikt mit dem Geſandtenrat geweſen. Er hat ſcharfe Kritik
an dieſem Rat wegen der, wie er es nannte, freundſchaftlichen
und verſöhnlichen Haltung Deutſchland und Oeſterreich gegen
über geübt. Ein anderer Grund für ſeinen Rücktritt iſt, wie be
hauptet wird, daß die engliſchen und amerikaniſchen Mitglieder
der Kommiſſion ſehr oft mit den übrigen Mitgliedern nicht einig
waren.

Der Nachfolger Jonnarts
Nachdem Jon nart als Präſident der Wiedergutmachungs

bommiſſion zurückgetreten iſt, wird der bisherige fran
zöſiſche Geſandte in Bern Dutaſta den Vorſitz in dieſer
Lommiſſion übernehmen. Daß Poincarsés das
Präſidium der Kommiſſion angeboten worden ſei, iſt für den
Augenblick verfrüht.

Die deutſchen Sozialiſten irren ſich
Eigene Drahtmeldung der „H. Z.

Genf, 19. Februar.
Aus London wird gemeldet:
Lloyd George erklärte nach der Abreiſe Millerands

iuf dem Bahnhof Preſſevertretern gegenüber, daß die Reviſion des Friedensvertrages gefetz lich ausge
ſélofſen ſei. England werde ebenſo wie Frankreich auf
kiner ſtrengſten Durchführung durch Deutſch
land beſtehen bleiben.
„Unſere Sozialdemokraten frohlockten alſo zu früh! Als jetzt

rich einmal von ſeiten der Entente ein Zu lgegentommen
zeigt wurde, weil man drüben irrt hatte, daß die er
ungene Auslieferung einen nationalen Sturm in

gethan d entfeſſelt hätte, da pries die e i
gen Tönen den großen Srfolg ihrer herrlichen Regierun
ahdem der „Vorwarts und aßdere, in jenem Lager maß

Freitag, 20. Februar
gebende Blätter dieſes Lied geſungen hatten, klappt auch die
„Volksſtimme“ in Halle nach. Es iſt ein nicht unintereſſanres
Zuſammentreffen, daß juſt an dem Tage, da von England die
vorſtehende Nachricht zu uns gelangt, nach der an eine Reviſion
des Friedensvertrages nicht zu denken ſei, die Halleſche „Volks-
ſtimme“ folgende heiteren Sätze ihren Leſern vorſetzt:

„Die gegenwärtige deutſche Regierung hat einen nicht un
bedeutenden außenpolitiſchen Erfolg errungen. Der Verzicht
der Entente auf die Auslieferung bedeutet den hoffnungsvollen
Anfang einer Verſtändigung, den Beginn eines Verſuches,
den Frieden von Verſailles zu revidieren, nicht durch Aende-
rung ſeines Wortlauts, ſondern durch die Art ſeiner Aus
führung mit Rückſicht auf die Gebote praktiſcher Vernunft,“

Bekanntlich ſitzen in Berlin in den Reichsſtühlen Herren der
ſelben politiſchen Anſchauung, wie ſie die Redaktion der „Volks-
ſtimme“ vertritt. Es nimmt daher nicht wunder, daß ſich das
„Entgegenkommen“ der Entente bereits zu einem außenpolitiſchen
Erfolg ausgewachſen hat, deſſen Bedeutung proportional mit der
Länge der Zeit gewonnen hätte, wenn nicht im rechten Augenblick
Lloyd George daran erinnert hätte, daß dieſe deutſche Regierung
ſich überhaupt jeden Erfolges am ſchmachvollen Tage zu
Verſailles begeben hat. Sei es innenpolitiſch oder außen-
olitiſch. Nur naive Politiker derzeitiger Strömung können über
en „hoffnungsvollen Anfang einer Verſtändigung“ ſchreiben.

Wir wiſſen, daß nur eines die Entente kann
feſtes, ſtarkes Zuſammenſtehen im nationalen Cedanken und ein
Hoffen und Hacren auf die Zeit, die uns die Feſſeln von Ver
ſailles von den Schultern nehmen wird. „Mit Rückſicht auf die
Gebote praktiſcher Vernunft“ ſchreiben die deutſchen Sozialiſten!
Wie ſagte doch Lloyd George?: „England werde ebenſo wie
Frankreich auf der ſtrengſten Durchführung der Vertrages be
ſtehen bleiben.

Wilſons Ablehnung
Frankfurt a. M., 19. Februar.

Jn Erörterung der Note des Präſidenten Wilſon über die
Adria und Fiumefrage äußern die Blätter ihr Bedauern, daß der
genaue Text der Note noch nicht vorliege. Die Blätter
heben hervor, daß jetzt der Augenblick gekommen ſer, ſich wieder
der diplomatiſchen Spitzfindigkeiten der alten
Schule zu bedienen. Das engliſche' Volk werde wenig Neigung
zeigen, ſeine Beziehungen zu dem amerikaniſchen Volk von dem
Belieben ſeines Premierminiſters oder irgendeiner einzel-
nen Perſon abhängig zu machen. Dies werde auch in den
anderen Ententeländern wahrſcheinlich der Fall ſein. Eine Ant-
wort, die bewirken werde, daß die Vereinigten Staaten ſich von
den europäiſchen Angelegenheiten vollends zurück
ziehen, wäre direkt ein Unglück. Der „Daily Chronicle“ bemerkt
zu der gleichen Angelegenheit: Auf die Demiſſion Lanſings folgt
ein neues bedeutſames Ereignis. Präſident Wilſon er-
ſcheint wieder auf dem Welttheater. Der volle Wortlaut ſeiner
Note liegt noch nicht vor, aber man weiß, daß ſie an die Alliierten
die nicht un bedeutende Zumutung richtet, in der Adria-
frage auf ihrem Beſchluß vom 20. Januar zurückzukommen. Dieſe
Frage nun habe für die Vereinigten Staaten rein thevretiſche Be-
deutung, während ſie für die europäiſchen Völker von allerernſter
Wichtigkeit iſt. Nach langen Monaten ſchwieriger Verhand-
lungen, während welcher Zeit Amerika ſich um unſere Angelegen-
heit nicht im mindeſten kümmerte, haben die Alliierten ſchließlich
eine Löſung gefunden, und jetzt verlangt Wilſon, daß alle Be
ſchlüſſe ungültig erklärt werden und die Verhandlungen von
vorn beginnen ſollen. Nach unſerem Ermeſſen kann einem
ſolchen Verlangen nie entſprochen werden.

Wilſons Sekretär Tumulty hat am Dienstag bekanntgegeben,
daß die Note an Frankreich und Großbritannien keineswegs
die Form eines Ultimatums trage, ſondern die Ver
einigten Staaten lediglich betonen, daß ſie auf der urſprünglichen
Regelung beſtehen und die Unterſtützung der ſüdſla wiſchen
Anſprüche weiter in der Fiumefrage durchführen werden.

„„Proletarier der Welt vereinigt Euch!“
Die rote Fahne auf engliſchen Kriegsſchiffen.

Unter dem Titel „Geheimniſſe des britiſchen Geheimdienſtes“
veröffentlicht die Monatsſchrift „London Magazine“ in ihrem
Januar-Heft auf Seite 426-437 intereſſante Enthüllungen eines
Captain Tuchy, der, wie ſie angibt, den ganzen Krieg hindurch
für den britiſchen Nachrichten- und Spionagedienſt tätig geweſen
iſt, ſo daß ſeine Mitteilungen als die eines erfahrenen Fach
mannes gewürdigt werden ſollten. U. a. ſchreibt er über den
Verrat der deutſchen Flotte folgendes:

„Die weittragenden Erfolge, die ein tüchtiger Geheimdienſt
zeitigen kann, dürften kaum glänzender bewieſen werde als
durch den Uebergang der deutſchen Flotte zum Admiral Beatty,
oder vielmehr durch gewiſſe Umſtände, die zu dieſer Uebergabe
geführt haben.

Als die erſten Gerüchte von einem in der deutſchen Marine
aufkommenden Bolſchewismus auftauchten, erkannte die „Bri
tiſh Naval Jntelligence Diviſion“ es als ein
ausſichtsreiches Unternehmen, zu veranlaſſen, daß
Gerüchte über einen angeblich in der britiſchen
Flotte vorhandenen Bolſchewismus in verſchie-
denen wichtigen deutſchen Häfen namentlich unter den Deck
mannſchaften in Umlauf gebracht würden.

Britiſche Agenten in Kiel, Emden und Cuxhaven er
hielten den Auftrag, in geſchickter Weiſe die Nachricht zu ver
breiten, daß in Scapa und Roſyth große Unzufriedenheit herrſche,

rote Fahnen auf dem „Lion“ und anderen britiſchen
auptſchiffen gehißt worden ſeien und daß in Bälde die britiſche
lotte den ganzen Krieg ſatt ſein würde und nur auf das füh

rende Beiſpiel der deutſchen Z warte, um aus vollem Herzen
zum eigentlichen 7 berzutreten.

Der glänzende Er r dieſer 222271733wurde ſpäter durch die Ankunft der denlſchen

Geſchäftsſtelle Berlin: Bernburger Str. 30.
Eigene Berliner Schriftleitung. Verlag und Druck von Otto öhieie Halle-

Fernruf Amt Kurfürſt Ur. 6290
aale

lotte im Firth of Forth „am Bindfaden“, wie
eatty ſich draſtiſch ausdrückte beſtätigt.

Auf die Frage, warum die deutſche Flotte nicht, wie ihr
14 Tage vorher befohlen worden wäre, zum Kampf herausge-
kommen ſei, antwortete der deutſche Durchſchnittsmatroſe: „Weil
wir dachten, Jhr wäret hier draußen jetzt Brüder; wir hörten,
Jhr hättet rote Fahnen gehißt und wartetet auf unſere Ankunft in
offener Meuterki, um dann ſelbſt Bolſchewiſten zu werden und
ein Gleiches zu tun.

Ein Kommentar dazu ſei geſpart.

Der Verzicht auf die Auslieferung

Durch die Note vom 16. Februar hat die Entente auf die
Auslieferung der „Kriegsverbrecher“ zunächſt verzichtet. Wir
tun gut, das Wort „z un ächſt“ zu betonen, um nicht in den
Jubel der der Regierung naheſtehenden Preſſe zu verfallen,
die aus dieſem rein taktiſchen Zurückweichen der Entente
einen großen Erfolg unſerer derzeitigen Regierung machen
möchte. Jn Wirklichkeit hätte ein Prozeß vor den Militar
gerichten der Entente zu Mißhelligkeiten geführt. deren ſich
die Sachverſtändigen im feindlichen Lager durchaus bewußt
waren. Wie hätte es ſich mit der Verteidigung verhalten?
Deutſche Anwälte, die in fremder Sprache nach fremdem
Recht die Jntereſſen der beſchuldigten Deutſchen wirkſam
vertreten können, ſind kaum zu beſchaffen. Und kein Anwalt
feindlicher Nation hätte ſeine Laufbahn aufs Spiel geſetzt
durch Verteidigung der „Boches“. So erſchien es der
Entente doch zweckmäßig, auf die Brücke zu
treten, die ihr ſchon im Dezember 1919 das
deutſche Geſetz über die Verfolgung der
Kriegsverbrechen geſchaffen hatte. Danach
wird ſich das Reichs gericht mit ihnen befaſſen. Maß-
gebend muß hier ſelbſtverſtändlich das deutſche Recht
ſein; und es darf gar nicht der Gedanke aufkommen, daß
dieſer unſer höchſter Gerichtshof ſich irgendwie zum Büttel
der Entente erniedrigen könnte. Damit aber fallen eine
lange Reihe von Anklagen fort, an denen die aufgepeitſchte
öffentliche Meinung der Entente das größte Intereſſe zeigt.
Glaubt man, daß ein deutſches Gericht den UBootkrieg als
ſolchen, abgeſehen von den einzelnen Torpedierungen, deren
Berechtigung ſehr wohl von Fall zu Fall nachgeprüft werden
kann, verurteilen wird? Und daraus können ſehr wohl
neue Konflikte entſtehen, die beweiſen würden,
daß die Frage durch das derzeitige Entgegenkommen der
Entente eben nur vertagt, in keiner Weiſe aus der Welt ge
ſchafft iſt. Es iſt nur zu ſehr zu beſorgen, daß die Schluß-
worte der Note die wichtigſten bleiben: „Die Mächte be
halten ſich das Recht vor, zu prüfen, ob das von Deutſch
land eingeſchlagene Verfahren, das nach Deutſchlands Ver
ſicherung den Angeklagten alle Rechtsgarantien ſichern ſoll,
nicht ſchließlich darauf hinausläuft, die Schuldigen der ge
richtlichen Beſtrafung für deren Vergehen zu entziehen. Die
Alliierten werden in einem ſolchen Falle
im vollen Umfangihr Recht ausüben und die
Schuldigen vorihreigenes Gericht ſtellen.Jmmerhin, es iſt von ihrer Auslieferung auch dann nicht die
Rede. Man würde ſie alſo wohl in ihrer Abweſenheit im
Kontumazialverfahren verurteilen: und um ſich
dieſe Möglichkeit ſtets offen zu halten, hat auch die Entente
das Anerbieten des deutſchen Geſetzes, als Nebenkläger auf-
zutreten, abgelehnt. Sie ſteht mit vorgefaßter Meinung bei
ſeite, ſtets bereit, den Kübel ihrer Verleumdung auch auf die
deutſche Juſtiz auszugießen. Gewiß, für eine Anzahl von
Fällen, die eigentlichen Kriegsverbrechen, wird
volle Einigkeit beſtehen, doch iſt dieſe Zahl wahrſchein
lich gering. Man darf doch nicht vergeſſen, daß man in
Deutſchland weit entfernt davon war, alles im Kriege als
erlaubt durchgehen zu laſſen. Wo z. B. wirkliche Plünde-
rungen und Diebſtähle vorkamen, wurden ſie unnachſichtlich
beſtraft. Allerdings wurde dabei der Unterſchied von
kriegserlaubten und egebotenen Requi-
ſitionen nicht außer acht gelaſſen, den die Entente ſchon
während des Krieges beharrlich verneinte, wie der ſkandalöſe
Prozeß gegen die Leutnants v. Schierſtädt und Graf Strach-
witz bewieſen hat. Soll über dieſen und ſo viele anderen
offenkundigen Uebergriffe nun für immer der Schleier der
Vergeſſenheit gebreitet ſein? Mit der Bereitwilligkeit, Un
recht unſerer Heeresangehörigen zu ſühnen, muß immer
Hand in Hand gehen das Verlangen nach Sühneder
von Feindes Seite begangenen Verbrechen.
Wir hören, daß eine Zuſammenſtellung dieſer ausgearbeitet
iſt, aber einfluß reiche Stimmen warnten vor
ihrer Veröffentlichung. Noch immer gilt Erz-
bergers Wahlſpruch im Verkehr mit anerkannten
Feinden: „Nur nicht reizen.“ Es iſt wohl möglich, daß
die Unterlaſſung dieſer Veröffentlichung eine Bedingung des
ſogenannten Rückzuges der Entente iſt. Jedenfalls täte
unſere Regierung gut, ſich über dieſen Punkt zu äußern. Jn
ihrem Jntereſſe iſt es allerdings, den Erfolg aufs äußerſte
aufzubauſchen. Wie ſie alles nur auf die innere Politik bo
Fort ſo will ſie auch hier beweiſen, daß ihr kluges Entgegers

men mehr erreicht habe als das „Säbelraſſeln“ der
„Reaktionäre und Alldeutſchen“. Wir wollen mit Ruhe ab
warten, bis es Zeit iſt, dieſe Zuſammenhänge aufzudecken.



Die Berliner Studentenwahlen
und der „Vorwärts“

Am 18. Februar iſt das Ergebnis der Neuwahlen zum
Studentenausſchuß feſtgeſtellt worden. Die Wahlbeteiligung
war ſehr gering und betrug etwa 33 v. H. 1857 Stimmen ent-
fallen auf die nationalvölkiſchen Verbände; der DemokratiſcheHochſchulbund konnte 210, die ſozialiſtiſche Studentenpartei 184,
der jüdiſche K. C. 143 und die Freideutſchen 99 Stimmen buchen.
Dieſes Ergebnis hat natürlich den „Vorwärts“ in eine erheb-
liche Erregung verſetzt. Nachdem er das obige Ergebnis traurig
verzeichnet und ausdrücklich feſtgeſtellt hat, daß die
liſt iſch e Studentenpartei „in hoffnungsloſer inderheit einer teils übernationalen und antiſemitiſchen, teils
einer rein fach wiſſenſchaftlichen Gruppe, die alle entſchiedenen
Neuerungen ängſtlich ablehnt, gegenüberſteht“, behauptet er im
übernächſten Abſatze, nachdem er inzwiſchen die erſtrebten
Neuerungen aufgeführt hat: „Statt deſſen erleben wir tagtäglicheine wüſte Terroriſierung aller Andersdenkenden durch eine

kleine, aber laute nationaliſtiſche GruppeDas Abſtimmungsergebi.is ſcheint uns eher die internatio-naliſtiſche, ſogialdemofeatiſche Studentenſchaft zu einer kleinen

Gruppe zu ſtempeln. Oder ſollte etwa der „Vorwärts“ in der
Jlluſion leben, daß die 66 v. H., die ihre Stimme nicht abgegeben
haben, alle der ſozialiſtiſchen Gruppe angehören? Dann möch
ten wir ihm doch raten, dafür zu ſorgen, daß ein anderer Leiter
für dieſe Gruppe beſtellt wird, der ſeine eute beſſer in der
Hand hat. Jmmerhin glauben wir doch nicht, dafßz dies der Fall
iſt und bedauern ſehr, daß die Wahlbeteiligung ſo gering war;
wir ſind der Ueberzeugung, daß die Niederlage der ſozialiſtiſchen
Gruppe nur noch größer geweſen ſein würde, wenn alle Wahl
berechtigten ihre Stimme abgegeben hätten.

Der „Vorwärts“ berichtet dann. weiter über einen Vortrag
Eduard Bernſteins in einer Veranſtaltung der ſozialiſtiſchen
Studentengruppe, in der dieſer gegen den nationakiſtiſchen Geiſt,
der den größten Teil der Studentenſchaft erfüllt, ſprach, woran
ſich eine lebhafte Diskuſſion anſchloß. Der „Vorwärts“ ſchließt
dann wörtlich: „Beſonders die Ausführungen eines deutſch
freundlichen Herrn, der ſich nicht ſchämte, den Reichspräſi-wie einen Hampelmann zu nennen, verließen durchaus das
Niveau einer ſachlichen Diskuſſion.“ Wir freuen uns wirklich
aufrichtig, daß allmählich der „Vorwärts“ einſieht, daß die
Sozialdemokratie nicht deutſchfreundlich iſt, wohl aber Leute, die
ihr nicht angehören. Es wäre aber auch ſehr intereſſant, zu er
fahren, welchen Nationen die Leute angehören, die nicht deutſch
freundlich ſind und mit Eduard Bernſtein dem „internationalen
Gedanken des Weltbürgertums“ huldigen.

Der vierte deutſche Kartoffeltag
j unter großer Beteiligung von Kartoffelbauern aus demon n Reiche Teſtern in Bevlin ſtatt. Der Vorſitzende, Ge
Küecrat Dr. Saeuberlich, trat für die wirkliche Frei g a be
der Kartoffel ein und teilte mit, daß das Forſchungsinſtitut für
Kartoffelbau aus geldlichen Gründen leider nicht mehr unter
der Oberleitung des Vereins fortgeführt werden könne. Jn
längerem Vortrage ſprach darauf Dr. Störmer über den
deutſchen Kartoffelbau vor ſeinem Zuſammen-
bruch und die Wege für ſeinen Wiederaufbau. Er gab
die Schuld an dem Rückgang der Zwangswirtſchaft, ganz
beſonders aber der Art und Weiſe ihrer Durchführung. Dieſe
müſſe deshalb fallen. Der Redner forderte in erſter Reihe
billigeren Stickſtoff, ausreichende Arbeitsgeſtelklung und eine vernünftige Preispolitik.
Die Gefahr, daß man von der intenſiven zur extenſiven Wirt
ſchaftsweiſe übergehen müſſe, werde immer größer, wenn die
Anbeiterfrage nicht befriedigend gelöſt werde.

Steigerung der Kohlenproduktion
Berlin, 19. Februar.

W. T.B. meldet: Wie bekannt, haben kürzlich in Gegen
wart des Reichskanzlers in Eſſen Beſprechungen
zwiſchen den Zechenverbänden und den Organiſationen der
Bergarbeiter über die Steigerung der Kohlenpro-

duktion ſtattgefunden. Jm weiteren Verlaufe dieſer Ver
handlungen iſt das nachſtehende Abkommen getroffen worden.
Es ſollen wöchentlich zwei halbe Schichten verfahren
werden. Als Entgelt hierfür erhalten die Untertagearbeiter
100 Prozent, die übrigen Arbeiter 50 Prozent Zuſchlag zu den
beſtehenden Löhnen. Außerdem wird den Bergarbeitern, die
Ueberſchichten leiſten, eine Zulage an Lebensmitteln gewährt.
Sie erhalten pro Mann und Monat 12 Kilo Brot und vier Kilo
Fett, und zwar zu den Preiſen der vationierten Lebensmittel.
Das Abkommen tritt am 23. Februar in Kraft und gilt vor-
läufig auf drei Wochen bis zum 14. März. In etwa 14 Tagen
ſollen neue Verhandlungen über die Verlängerung des
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ghkommens einſetzen. Dieſe Bereitwilligkeit, die Kohlen

produktion durch Leiſtung von Ueberſtunden zu ſteigern, hat den
Bergarbeitern den Dank des ganzen Volkes geſichert. Ein Teil
der mehr geförderten Kohlen wird zur Erfüllung von Verpflich
tungen aus dem Friedensvertrag benutzt werden, die übrige
Menge wird ſowohl der Jnduſtrie wie der Landwirt-
ſchaft zugute kommen.

Holland und der Völkerbund
Eigene Drahtmeldung der H. Z.“

Haag, 19. Februar.

Nach einer ausführlichen Befürwortung durch den Miniſter
des Aeußern, Karnebeck, wurde mit 59 gegen 5 Stimmen
der Geſetzentwurf betreffend den Zutrita Hollands zu
dem Völkerbund angenommen. Der Miniſter des
Aeußern erklärte u. a., daß die Zulaſſung der Mittel
mächte nur eine Frage der Zeit ſei. Er erklärte auch, daß
der Völkerbund beſtehen könne, auch ohne Amerika.

Niederlage der Bolſchewiſten
London, 19. Februar.

Das Kriegsamt teilt mit: Die Bolſchewiſten haben au
dem Südufer des Manich Fuß gefaßt. Aber weiter nordweſtli
der Uebergangsſtelle haben ihnen die Donkoſaken der Reiterei

jDumenkos eine verluſtreiche Niederlage zugefügt und
ſie über den Don zurückgetrieben. Der ganze Winkel
zwiſchen Don und Manich iſt jetzt von den roten Trup-
pen geſäubert.

Ausſchreitungen in Italien
Mailand, 19. Februar.

Telegramme des „Secolo“ aus Genua beſagen: Die Be
wegung unter den e Metallarbeitern hat ſich
in den letzten Tagen verſchärft. Die Arbeitgeber drohten mit
der e der Betriebe. Die Arbeiter drangengemeinſam in die Betriebe ein und bildeten Arbeiterräte, die die
abweſenden Direktoren erſetzen ſollten. Die Polizei mußte ein
ſchreiten und die Räumung der Betriebe anordnen. Jn den
Gießereien von Anſaldo kam es zu Zwiſchenfällen.
Die Arbeiter wollten die Werkſtätten nicht verlaſſen, worauf die
Polizei auf ſie ſchoß. Die Arbeiter entwaffneten die Soldaten,
und es kam zu einem Feuergefecht, bei dem es zehn Ver-
wundete gab. Nach dem „Secolo“ kam es auch in Piſoenza, wo
der Generalſtreik erklärt wurde, zu einem Zwiſchenfall
zwiſchen Streikenden und der öffentlichen Gewalt.

Mailand, 19. Februar.
„Popolo d'Jtalia“ meldet aus Venedig: Das ameri-

kaniſche Admiralſchiff hat Venebvig und die Adria
verlaſſen. Man glanbt, daß auch die ſeit dem Abſchluß des
Waffenſtillſtandes in Venedig befindlichen Torpedobvot-
zerſtörer die Adria verlaſſen werden.

Das Memelland
Königsberg, 19. Februar.

Der Gouver eur des Memelgebiets, Odry, ſchuf ein „Lan-
desdirektorium des Memelgebietes“, das die
Funktionen der bisherigen Regierungspräſidenten der Regierung,
des Bezirksausſchuſſes des Landeshauptmanns und die Leitung
der Verwaltungen und Dienſtſtellen ausübt, die unmittelbar dem
Staat unterſtellt waren, wie Eiſenbahn, Poſt, Zollweſen uſw.

Das Landesdirektorium beſteht aus dem Oberbürgermeiſter a. D.
Altenburg als Vorſitzenden, dem Oberbürgermeiſter Dr. Gra-
bow, dem Landrat Dr. Honig, dem Konſul Jahn, dem ſozialdemo-
kratiſchen Abgeordneten und Gewerkſchaftsſekretär Matzis, ſämt-
lich in Memek, dem Landesökonomierat und Landwirtſchafts
kammerpräſidenten Scheu in Heydekrug und dem Ritterguts
beſitzer, Geheimen Regierungsrat von Schlenkher-Baubeln bei
Pogegen. Die Befugniſſe des bisherigen Oberpräſidenten und
des Miniſteriums behält ſich General Odrh vor.

Paris, 19. Februar.
Havas meldet aus Danzig: Geſtern iſt General Du

pont, der Präſident der Grengzlinienkommiſſion, in Danzig an
gekommen und hat mit Reginald Tower beraten. Die

Sitzungen der Grenzkommiſſion beginnen morgen.
Die polniſchen Kaufleute und Jnduſtriellen richteten an Tower
ein Schreiben, in dem ſie für die polniſchen Kollegen in der Stadt
um Schutz gegen deutſche Ausſchreitungen bitten.

Philipp der Prächtige
Das preußiſche Finanzminiſterium hat ſich nun auch mder Möbelbeſchaffungsangelegenheit des derzeitigen KaſſelOberbürgermeiſters Philipp Scheidemann a Der er

Finanzminiſterium tätige Herr Heinig iſt nach Kaſſel entſgr
worden, um die Ange W zu unterſuchen und hat w.
Landwirtſchaftsminiſter ein Gutachten geſandt, in dem es heiß

„Die erwähnten Einrichtungsgegenſtände ſind ſeit vie
Jahrzehnten nicht mehr benutzt worden. Sie zerfallen a
mählich an Ort und Stelle. eſonders bedauerlich erſcheint
das für die noch vorhandenen Reſtbeſtände an Betten net
dazugehörigen Matratzen, Kiſſen uſw. Dieſe werden en
vielen Jahren zwar vom Kaſtellan gepflegt, gehen aber trot-dem allmählicher Vernichtung einfa dir das zwecklof
Lagern entgegen. Es erſcheine ſehr notwendig, der
näherzutreten, ob die erwähnten Sachen an Ort und
durch den Einfluß der Zeit völlig zerſtört werden ſollen odob es nicht möglich iſt, ſie für die ärmere Bevölkerung Kaffei

zu übereignen unter der Bedingung, daß vorher eine Sag
verſtändigen- Schätzung den eventuell zu zahlenden Preis feſt
legt. Dem Vernehmen nach hat der Herr Landwirtſchaft
miniſter in dieſem Sinne verfügt. Zur näheren Orientierung
über die Verhältniſſe in Kaſſel ſei noch erwähnt, daß ſchon ein
mal, vor Monaten, der Stadt die Einrichtungen von 60 Zim.
mern für die Bevölkerung aus Kronbeſitz verkauft worden ſind
Es handelte ſich dabei um Gebrauchsmöbel ohne hiſtoriſchen
oder künſtleriſchen Wert. Schon dieſe Tatſachen allein be
weiſen, daß es ſich weder darum handelt, daß die alten
Schlöſſer „ein bißchen aüsgeräumt werden“, noch daß es um
einen „Akt von Unkultur“ geht.“

Herr Heinig tritt dafür ein, daß man alſo die Möbel „ohne
künſtleriſchen und hiſtoriſchen Wert“ für die ärmere Bevöl,
rung Kaſſels zur Verfügung ſtellen ſolle. Es entſteht nun die
intereſſante Frage, ob der neue Oberbürgermeiſter von Kaſſel
der Freund des Herrn Georg Sklarz, auch zur „ärmeren“ Be
völkerung rechnet und ihm die zerfallenden Gebrauchsmöbel zum
Ankauf zur Verfügung geſtellt werden. Leider hat ſich Herr
Heinig über dieſe Frage in ſeinem Gutachten nicht geäußert
Herr Heinig ſagt auch nicht, ob und welche Sachverſtändigen bei
der Taxierung der Möbel auf ihren hiſtoriſchen Unwert hinzu
gezogen worden ſind.

de

Frage

Stelle

Das neue Geſetz für die Kriegsbeſchädigten
Die Beratungen im Arbeits miniſterium.

Das neue Verſorgungsgeſetz für die Kriegsbeſchädigten und
Hinterbliebenen, über das in den letzten fünf Tagen im Reichs
arbeitsminiſterium mit den Vertretern der Reichsorganiſationen
der Kriegsbeſchädigten verhandelt wurde, bringt eine Verein-
heitlichung der ganzen Geſetzgebung. Die Unterſchiede zwiſchen
Offizieren und Mannſchaften fallen angeblich fort. Auch die
Unterſchiede zwiſchen Kriegsdienſtbeſchädigung und Friedens
dienſtbeſchädigung werden verſchwinden. Berückſichtigt werden
nur die Kenntniſſe, Fähigkeiten und Fertigkeiten des Beſchädig-
a Hiernach wird der Grundſatz der Erwerbsfähigkeit be
meſſen.

Für die Hinterbliebenen iſt der Grundſatz aufge
ſtellt, daß die erwerbsunfähigen Frauen, und zu dieſen ſollen
auch alle gerechnet werden, die Kinder haben, ſo geſtellt werden,

gen werden, einem Beruf nachzugehen.
behandlung gegeben.
glieder und orthopädiſche Hilfsmittel.

Zwiſchen den einzelnen Organiſationen
ſchied in der Auffaſſung, ob für alle Kriegsbeſchädigten und
Hinterbliebenen die Einheitsrente gegeben werden ſoll,

Betveffenden mit einſchätzen ſoll. Es ſcheint, als ob in dem

den Bezügen werden dann noch Orts- und Teuerungs-

werden ſollen.

Nummer der „Sozialiſtiſchen Monatshefte“:

demokratie r ſich der Aufgabe, die ihr der Zuſammenbruch
Deutſchlands un
nicht gewachſen gezeigt. Die Ma
a und die Führer nicht minder.chuld trifft die Führer.
Programm des Aufbaues gehabt, wären ſie, ſtatt vermeintlichen
Tagesmöglichkeiten nachzulaufen, einer
ſie überhaupt nur die
dann hätten au

Die Haupt

die Maſſen die Einigkeit zu ihnen gehalten.

ſollten, fehlen die Führer, da fehlen die Führer-
qualitäten.“Man ſollte das nicht nur „ehrlich eingeſtehen“, ſondern dar
aus auch entſprechende Folgerungen ziehen.

(Nachdruck verboten.)

Das Spiel mit dem Tode
47] Roman von Lola Stein.
„Amerikanisches Copyright 1919 by Carl Dunchker, Berlin.“

Dann aber brach ein ſchreiendes Stammeln von ſeinen
weißen Lippen:

„Jch ich habe dies Unglück über ſie gebracht! Jch
trage die Schuld an dieſem Entſetzlichen! Jch der ſie
ſchützen wollte, der ſie retten wollte ich habe ſie in ein
namenloſes Unglück gehetzt. Jch bin ſchuldig an ihr ge
worden.“

Seine Verzweiflung war ſo grenzenlos, daß Mutter und
Freund vergebens nach Troſtworten ſuchten. Er hörte ſie
nicht einmal. Er ſaß mit gerungenen Händen, mit leeren
Augen vor ſich hinſtarrend, mit einem ausdrucksloſen und
völlig erſchlafften Geſicht.

„Jch“, murmelte er wieder und wieder, ich bin es, der
ihr dies bringt, ich, der ſie retten wollte.“

„Eine Verhaftung iſt noch keine Verurteilung,“ ſagte
Günter, der mit der eigenen Bewegung rang, „vielleicht ge-
nügt eine einzige Vernehmung des Unterſuchungsrichter, um
Frau Maja wieder auf freien Fuß zu ſetzen. Sei nicht ſo
verzweifelt, Axel, noch iſt nichts verloren.

Er hatte ſichAxel Lindner ſprang plötzlich auf.
vieder in der Gewalt.

„Jch muß zu ihr,“ ſagte er ruhig, „ſie vorbereiten.“
„Laß es lieber,“ bat der Freund, „die Verhaſtung ſteht

unmittelbar bevor. Denn morgen wollen Frau Maja und
Fräulein mit Dr. Bronſart abreiſen, wie man ſagt in die

wird als verdächtiges MomentSchweiz. Auch dieſe Reiſe haufgefaßt. Du kannſt ihr heute nicht mehr nützen.“
„Bleibe hier,“ bat die Mutter beſchwörend, „du biſt ſeit

deiner letzten Szene mit Bronſart nicht wieder bei Maja ge
7 Wenn du ihm dort begegneſt, denke, wie ſchrecklich

„Alles iſt gleich,“ ſagte Axel, „alle Möglichkeiten und
gen verſchwinden jetzt. Nur das eine bleibt noch

beſtehen: ſie iſt ſchuldlos, ſie iſt ahnungslos und ſoll werhaftet
werden. Jch muß es ihr ſagen. Jch muß zu ihr.“

Und er verließ das Zimmer, ohne der Mutter, dem
Freunde noch einen Blick zu gönnen, mit nachtwandleriſchen
Schritten ging er hinaus, nahm den Pelz um, ergriff ſeinen
Hut und eilte aus dem Hauſe.

Ein Auto fuhr ihn hinaus in den Grunewald.
Das Mädchen, das ihm öffnete, zeigte ein erſtauntes

Geſicht. Er atmete auf. Hier draußen wußte man alſo
noch nichts.

„Kann ich die gnädige Frau nicht ſprechen?“
„Gnädige Frau ſind beim Packen beſchäftigt, aber ich

werde Herrn Lindner ſofort melden.“
Er ſtand in Majas Zimmer, inmitten der hellen Birken

möbel, der lichten Farbentöne von gelb und mattlila, der
vielen duftenden Blumen.
Und da trat auch ſchon die Herrin dieſes Raumes ein,

licht und ſchöne ſtand ſie vor Axel und hielt ſeine heiße
Hand in der ihren.

„Ach, Axel, daß du noch eimnal kommſt! Trotz allem
noch zu mir kommſt, iſt ſo gut von dir! wagte nicht,
nach dem Vorgefallenen zu euch zu kommen, aber ich ſehnte
mich danach, dich noch einmal zu ſprechen. Wir reiſen morgen,
obgleich mein Haus noch unverkauft iſt. Obgleich ich nicht
gerne gehe.

Aber du ſagſt ja gar nichts,“ unterbrach ſie ſich plötzlich
„Was iſt dir, Axel?“

Nun erſt gewahrte ſie ſein weißes Geſicht, nun erſt ſah
ſie, wie er nach Faſſung, nach Worten rang.

„Was iſt geſchehen?“
„Maja, etwas Entſetzliches wird geſchehen. Wie, wie

ſoll ich es dir ſagen? O du mein Gott! Du wirſt mich
haſſen und wirſt mir fluchen, wenn du alles weißt!“
Seine Erregung teilte ſich ihr mit. Aber ſie fand doch

die Kraft, ihn neben ſich auf ihr kleines Eckſofa z ziehen.
„Foltere mich nicht. Sage, was es iſt, Axel. Jch werde

dich niemals haſſen und dir niemals fluchen, was auch
immer geſchehen iſt.

„Was iſt zwiſchen dir und Raoul? Sage es ſchnell.“
„Zwiſchen uns geſchah nichts.“

lichen Verdacht faſſen. Du biſt ganz ahnungslos?“
Welchen Verdacht?“ fragte ſie und ſah ihn groß und

voller Staunen an.
„Maja ich vermochte nicht mehr zu glauben, daß Herr

mann auf natürliche Weiſe aus dem Leben geſchieden iſt.
Sie ſchrie gellend auf. „Axel und das ſollte, das

a 7 r Das trauſt du deinem einſtigen Freunde zu?
a

Sie ſchüttelte ſich in Grauen und Angſt. Jhr ſchlanker
Körper bebte.

Axel Lindner murmelte:

Weg, um zu dir zu kommen, ſolange Hermann lebte. Jhn
hat dieſe Leidenſchaft ſo weit gebracht, daß er wohl zu allem
fähig war, vor nichts mehr zurückſchreckte.“

ſein ſollte.

vollen Schritte zu bewahren.
Jch wandte mich an die Staatsanwaltſchaft.“
„Axel! Das konnteſt du tun? Das haſt du getan

Faſſungslos ſah ſie ihn an.

Wie ſoll ich dir mein Handeln begreiflich machen, wie ſoll ich
mich reinigen in deinen Augen?“

Und plötzlich lag er vor ihr auf den Knien. Das Ge

Liebe brach aus ihm heraus.
Fortſetzung folat)

daß ſie ihren Kindern erhalten bleiben und nicht gezwun-
ür die

Kriegsbeſchädigten wird dann noch der Rechtsanſpruch auf Heil.
Sie bekommen Rechtsanſpruch auf Erſatz.

beſteht ein Unter

oder ob man den Beruf, die Kenntniſſe und Fähigkeiten des

Geſetz der letzte Grundſatz zum Durchbruch kommen wird. Zu

zulagen gegeben, die dem Stande der Teuerung angepaßt

Ganz unſere Meinung. Heinrich P u ſchreibt in der letzten

„Man muß es ehrlich eingeſtehen: Die deutſche Sozial

die deutſche Revolution r bisher
en haben ver

Sie hätten ein klares, eindeutiges

ul rer Jdee gefolgt, ja, hätten
flicht zu ſozialiſtiſchem Handeln gefühlt,

Wo miteinander ſtreiten, die miteinander einig arbeiten

„„Aber Maja alles. was ich ſeit meiner Rückkehr hier
hörte und ſah, alles in Naouls Weſen ließ mich einen entſetz

„Er liebte dich mit einer
raſenden, einer verbrecheriſchen Glut. Und er ſah keinen

„Um mich?“ ſchrie ſie auf, und ihre Augen weiteten ſich
in Entſetzen noch mehr, „um mich ſollte er Um mich
Axel, um mich?“ Sie vermochte nur das eine zu faſſen, daß
ſie unſchuldig zwar die Urſache des Verbrechens geweſen

„Maja,“ ſagte er in fliegender Haſt, „höre mich nun noch
zu Ende. Ich hielt es für meine Pflicht, meinen toten Bruder
zu rächen und dich, ja vor allem dich vor einem verhängnis

„Jch mußte, Maja. Nun aber kommt das Entſetzliche

ſtändnis ſeiner behüteten, deimlich im Herzen getragenen
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Gutertarife im Preußenpariament
hie Auſlöſuns des Abgeordneten und Herrenhauſes

9 Berlin, 19. Februar.

nen. OHeſer: Auch die Regierung iſt ſich der ſchwerenKnſtceſer hundertprozentigen Erhöhung der Tarife voll
e wir befinden uns aber in einer Zwangslage, die ducch
ußt. entſtanden iſt. Als ich im Oktober 1919 eine fünfgzig
W Tariferhöhung vertrat, war ich mir der Unzulänglich-

re Erhöhung bewufßt. Jch glaubte damals aber, das
aftsleben ſchonen zu ſollen, zumal doch all
r eine Beſſerung der Finanzgebahrung ein-
ch Die Ausgaben ſind aber weiter gewaltig geſtiegen

iche und ſachliche Leiſtungen die Beſchaffungszu
W der neue Arbeitstarif, die. Knappheit der Rohſtoffe be

n. eine gewaltige Preisſteigerung. Bei der Kohle beträgt ſie
e nt bei den Schienen und EiſenbahnſtrebenS Prozent. Die ungeheuren Preiſe müſſen wir zahlen,
et Wir nicht die Vetriebsſicherheit gefährden. Trotz aller Be
e Foffen wir nun doch, durch Arbeit wieder emporzukommen.
r geht der Wunſch dahin, die Tariferhöhung ſchon zum
mein eintreten zu laſſen. tn Neumann Magdeburg (Sogz.): Die alten Arbeiter ſoll

en Werkſtätten möglichſt wieder eingeſtellt werden. Jn
den und zweiten Klaſſe können die Tarife um 100 Progent
n werden. Die dritte und vierte Klaſſe müßten geſchont

Wir ſtimmen der Vorlage zu, wünſchen aber Veratung
etgatshaushaltsausſchußß.

Abg. Ehlers (Dem.): Dieſe Tariferhöhung iſt ſehr
ſrvoll für den Handel, Induſtrie und LandM ſqaft. Der Eiſenbahnbetrieb muß wirtſchaftlicher wer

Her Achtſtundentag wird kaum aufrecht-
en werden können. Es muß mehr gearbeitethalt

Weg Dr. Seermann (Deutſchn.): Der Grundgedanke, daß
Ausgaben durch die Einnahmen gedeckt werden müſſen, iſt
tg, aber die Tariferhöhungen müſſen auch einmal
Ende nehmen. Die Tarifpolitik, wie ſie ſeit einem

ieben wird, iſt auf die Dauer nicht aufrecht zu er
en. (Sehr richts! rechts), denn die Tariferhöhungen er
en Preisſteigerungen für alle Lebensbedingungen. Wir
n dieſer Vorlage nur dann zuſtimmen, wenn uns Garan
egeben werden, daß mit der Lotterwirtſchaft endlich auf

hört wird. (Sehr richtig! rechts.) Kann die Eiſenbahn am
Tyril auf das Reich übergehen Wir haben aber die lebhaf-

en Veſorgniſſe, daß die preußiſchen Jntereſſen
ſt gewahrt werden. (Sehr richtig! rechts.) Der Miniſter
z unter allen Umſtänden dafür ſorgen, daß Preußen
dei nicht zu kurz kommt. (Sehr richtig! rechts.) Noch
dem 1. April müſſen alle wichtigen Fragen geklärt werden,

in uns nicht im Ausſchuß Garantien gegeben werden, daß
Figen wirtſchaft in der Eiſenbahnverwaltung endlich

hören wird, können wir der Tariferhöhung nicht
ſtimmen. Beifall vechts!)
ab. Paul Hoffmann (U. S.): Die Eiſenbahneinnahmen

n erhöht werden, wenn die Stielkeſchen Bahnhofsbuchhand
en in den Stagatsbetrieb übernommen würden. Bei der

höeßung der Eiſenbahnwerkſtätten iſt man brutal vor
ungen. Die Regierung iſt wieder wie früher Schrittmacher

z Reaktion und der Lohndrückerei. Tieſe brutale und nichts-
dige Handlungsweiſe (der NVräſident rügt dieſen Ausdruck)

e nur möglich mit Hilfe des Belagerungszuſtandes.
Abg. Hugo Garnich (D. Vp.): Bei den Maßnahmen in den

nbahnwerkſtätten darf man nicht auf halbem Wege ſtehen
en. Für überflüſſige Arbeiter iſt in den Be
hen kein Platz. Millionen Arbeiter können da erſpart

wen.

Miniſter Oeſer: Eine Staffelung der Tarife würde
artige Schwierigkeiten mit ſich bringen, daß die Verabſchie
mg bis zum 1. März nicht möglich ſein würde. Gegen den
wurf der Lotterwirtſchaft muß ich mich wehren. Jn wenigen
xhen ſind die Folgen des Krieges nicht zu beſeitigen. Die
ntlaſſungen in den Werkſtätten mußten erfolgen,
die Virtſchaftlichkeit des Betriebes zu ſichern.
PVerkſtätten waren übervölkert. Die Arbeit wurde dadurch

inträchtigt. Wer auffordert, nicht zu arbeiten, für dieſen iſt
n Platz in meiner Verwaltung. (Beifall.)
Die Vorlage geht an den Haushaltungsausſchuß.
Darauf wird die Beratung der Anträge betreffend die

liernbeiräte fortgeſetzt.
Abg. Gottwald (Zentr.): Die Jdee der Elternbeiräte iſt eine

te Forderung des Zentrums. Der konfeſſionelle
wakter der Volksſchule muß erhalten werden. Die Ein
itsſchule iſt mit dem chriſllichen Gedanken durchaus ver
bar. Wir wünſchen aber, daß die Erlaſſe des Miniſters in
mer Beziehung abgeändert werden.

Abg. Heller (Soz.): Die Schule und die Schulkinder dürfen
ſt wieder zu Jnſtrumenten der Kirche und der Geiſtlichkeit

n. Die oberen Verwaltungsorgane ſind beſtrebt, die Eltern
täte unwirkſam zu machen. Da muß eingegriffen werden.
t von der Sozialdemokratie, ſondern von der Kirche wird die
tiſche Agitation in die Bewegung hineingebracht. Auf keinen
dürfen die Wahlen bis zum Herbſt hinausgeſchoben werden.
Abg. Frau Arendſee (U. S.): Wir fordern Schülerbei-
te, die neben die Elternbeiräte geſtellt werden müſſen. Es
nicht an, daß die Kinder durch die Lehrer gegen ihre Eltern
eht werden. Die Wahlen müſſen unverzüglich vorgenommen

n.

Damit ſchließt die Beſprechung. Die Abſtimmung erfolgt
den. Dabei wird über den Antrag der Deutſchnationalen

Rentlich abgeſtimmt werden.
Ein Antrag des Abg. Neinicke (Zentr.) auf Hinzugiehung
Vertretern der Privatarhitekten zum Wieder
bau von Nordfrankreich wird dem Ausſchuß für
del und Gewerbe überwieſen.
kin Antrag Dr. Fried berg (Dem.) auf Vorlegung eines
a über die Baulaſtenbücher wird einſtimmig ange

Ee folat die Beratung der Verordnung vom 16. November
betreffend Auflöſung des Abgeordnetenhauſes
Zeſeitigung des Herrenhaufes.
a Dr. Roſenfeld (U. S.): Schon vor der Revolution war
i eitigung des Herrenhauſes und des Drei-

enhauſes notwendig.
b. von der Oſten (Deutſchn.): Wir haben uns auf den

der Tatſachen geſtellt, bleiben aber dabei, daß die Auf
ag des Abgeordnetenhauſes und die

Beſeitigung des Herrenhauſes
der rechtmäßig noch zweckmäßig war. Das jetzige
nmerſyſtem iſt bei der finanziellen Omnipotenz
u ſes für das Land eine Gefahr. Nicht eine Be
n ſondern eine Reform der zweitenmer hätte in Frage kommen müſſen. Dieſe Srkenntnis
r in ſozialdemokratiſchen Kreiſen, wie ein Artikel in
i fialdemokratiſchen Monatsheften“ beiweiſt, durch. Bei der

e J r weiterr nehmi nen wir ni immen.We Vräf Frankfurt er Bis zum Ausbruch der Revo

lution wollte die Rechte nichts von Reformen wiſſen.
Das Herrenhaus bekommen Sie nicht wieder.

Miniſterpräſident Hirſch: Die Arbeiten der Landes-
verſammlung müſſen möglichſt gefördert werden. Das ge
ſchieht aber nicht durch Dauerreden. Der Verfaſſungsentwurm
iſt ausgeorbeitet, es finden aber noch Verhandlungen darüber
im Jntereſſe der Einheitlichkeit mit den Mehrheitsparteien ſtatt.
Sie ſtehen vor dem Abſchluß. Die Verfaſſung wird dem
Hauſe in ganz kurzer Zeit unterbreitet werden.
Mit ihrer Verabſchiedung wird aber die Tätigkeit des Hauſes
noch nicht beendet ſein. Es ſindd noch wichtige Geſetze zur
Demokratiſierung zu erlaſſen. (Beifall.)

Abg. Dr. Roſenfeld (U. S.): Auch in der preußiſchen Re
gierung ſoll der Wunſch eines ſchein ſozialiſtiſchen Mitgliedes ge
hegt werden, das Einkammerſyſtem wieder zu beſeitigen.

Abg. Gräf- Frankfurt (Soz.) Wäre es nach Jhnen ge-
gangen, ſo bekämen wir überhaupt keine Verfaſſung,
ſondern nach ruſſiſchem Muſter den Ruin. (Beifall.)

Die Verordnung wird gutgeheißen.
Abg. Lukerſchwitz (Dn.) begründet einen Antrag, die Staats

regierung zu erſuchen, dahin zu wirken, daß diejenigen Lehrer,
die die Mittelſchullehrer- und Rektorenprüfung
abgelegt haben, und die teilweiſe durch den Krieg in ihrem Fort
kommen erheblich behindert worden ſind, jetzt aber auf Grund
des Erlaſſes über die Wahl zum Schulleiter nicht mehr als
Schulleiter gewählt werden, eine Anſtellung erhalten,
die den gebrachten Opfern an Zeit, Geld und Geſundheit bei der
Vorbereitung für die genannten Prüfungen entſpricht.

Nach kurzen Ausführungen der Abg. Kimpel (Dem.),
Behrendt- Danzig (Zentr.) und Hollmann (D. Vp.) wird
der Antrag dem verſtärkten Unterrichtsausſchuß überwieſen.

Ein Antrag der Deutſchen Volkspartei will die
Regierung erſuchen: 1. bald möglichſt anzuordnen, daß die
preußiſche Domänenverwaltung von der Abhaltung
von Weinverſtei gerungen bis auf weiteres abſieht;
2. bei der Reichsregierung dahin zu wirken, daß die Abhal
tung von Weinver ſteigerungen im Reiche für die
nächſte Zeit, zu mindeſten für ein Jahr, verboten werde.

Nach kurzer Ausſprache wird der Antrag an den Ausſchuß
für Handel und Gewerbe überwieſen.

Nächſte Sitzung Freitag 12 Uhr.

Der Reichsrat nahm in einer öffentlichen Sitzung unter
Vorſitz des Miniſters Dr. David eine vom Volkswirtſchafts
ausſchuß der Nationalverſammlung bereits geſtellte Verordnung
über die Regelung der Ausfuhr an. Angenommen wurde
ferner die Verordnung über Außerkursſetzung der Silber
münzen.
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57weierlei Militarismus
Der eine: Es waren zirka 1500 Achſen mit Lebensmitteln

durch den Eiſenbahnpark für die Pariſer beladen, um ihnen ſchnell
zu helfen, wenn ſie ſich ergeben haben würden.

Fürſt von Bismarck. Gedanken und Erinnerungen, II. Band.
Der andere: Auf Grund des Verſailler Friedensdiktates

liefert das 5 Jahre ausgehungerte Deutſchland (ſ. Teil VIII.
Wiedergutmachungen. Anlage 4 8 6) u. a.

an Frankreich: 2000 Stiere,
90 000 Milchkühe,
1 Böcke,

Schafe,
Ziegen;
Stiere,
Milchkühe,
Färſen,
Böcke,

20 000 Schafe,
15 000 Mutterſchweine.

1

Belgien:
s

2888888

Vorausbezahlungen für das Reichsnotopfer dürfen nach dem
Reichsnotopfergeſetz auch bei noch nicht erfolgter Ver-
anlaſſung unter hoher Zinsvergütung ſeitens des Reiches ge
leiſtet werden. Da die Steuertammer hiermit nicht beläſtigt
werden ſoll, wird die Reichsbank als vorläufige Annahmeſtelle
für dieſe Vorausbezahlungen tätig ſein. Eine amtliche Be
kanntmachung ſteht noch bevor.

Gegen die Verheiratung der Lehrerinnen. Der Lehrerageſetz-
ausſchuß des bayeriſchen Landtages lehnte in ſeiner geſtrigen
Sitzung mit 15 gegen 11 Stimmen die Abänderungsvorlage der
Regierung ab, wonach den Lehrerinnen auf Grund des
Artikels 128, Abſatz 2, der Reichsverfaſſung das Recht der Ver
heiratung zuſteht.

Karl Radeck. Nach Stockholmer Nachrichten beſtätigt es ſich,
daß der Volſchewiſtenführer Radeck, der ſich lange Zeit in Berlin
aufgehalten hatte, von der Sowjetregierung zum Vertreter bei
der eſtniſchen Regierung auserſehen worden iſt.Hinrich Hermann J. Jn der Nacht vom Mittwoch zum
Donnerstag iſt in Bremen an den Folgen der Grippe der frühere
Reichstagsabgeordnete Hinrich Hermann geſtorben, der ſich um
Bremen außerordentliche Verdienſte erworben hat.

Die Sorgen des Herrn Haeniſch. Mit welch ſchweren
Problemen in dieſen nicht minder ſchweren Wochen der preußiſche
Herr Kultusminiſter ſich abquälen muß, ergibt ſich aus folgen
dem Schreiben des Provinzialſchulkollegiums in Münſter:

Provingig tn oegiun. Münſter, den 31. Januar 1920.

Dem Herrn Miniſter iſt berichtet worden, daß in dem
Konferenzzimmer einer Anſtalt unſeres Amtsbereiches jetzt
noch ein Bild Wilhelms II. hänge, das nach ſeinen Erlaſſen
entfernt werden müßte. Dasſelbe ſolle auch in anderen An-
ſtalten unſeres Amtébereiches der Fall ſein. Er fügt hinzu:
„Sofern dies zutreffen ſollte, ſcheint man dabei von der auch
ſonſt vertretenen Auffaſſung auszugehen, daß die Konferenz
zimmer keine Schulräume ſeien. Dieſe Anſicht iſt ſelbſtver

72 unrichtig.“
as Erforderliche alsbald zu veranlaſſen. Unterſchrift.
Der Herr Kultusminiſter hat es wirklich nicht leicht; bei

ſolcher Ueberlaſtung mit Lebensfragen der deutſchen Republik iſt
es nicht verwunderlich, daß es ſeinem Miniſterium bis jetzt
immer noch nicht gelungen iſt, eine verſtändliche und klare Wahl
ordnung für die Elternbeiräte zu Wege zu bringen.

Wo ſitzen die Kapitaliſten? Jm „Vorwärts“ las man
folgende Anzeige:

Weißlack-Möbel für Boudoirs, Schlafzimmer,
Garten und Dielen. Louis XVI. Schlafzimmer.
Joſeph Kurfürſtendamm 213. Stein
platz 5388.

Sicherlich hat die Firma dieſe Anzeige dem „Vorwärts“
übermittelt, damit die Frauen der „hochgeſtellten Perſön-
lichkeiten“ des neuen Regimes (vergleiche: Philipp der
Prächtige) und das durch immer neue Lohnſteigerungen be
ſitzend gewordene Proletariat „bei geneigtem Bedarf ſich
erinnern können

Roſa Luxemburg und Karl Liebknecht heilig geſprochen.
Die „Freie Tribüne“, das Organ der jüdiſchen ſozialiſtiſchen
Arbeiterpartei Poale Zion bringt in ihrer Nummer vom
18. Jänner einen Leitaufſatz, den ſie mit dem Titel: „Den
Heiligen der Revolution, Karl Liebknecht und Roſa Luxemburg“
überſchreibt. Dieſe Ueberſchrift kehrt in dem Aufſatze noch
zweimal im Sperrdruck wieder. Der Artikel ſchließt mit den
Worten: „Dieſe Heiligen der Revolution darf nur die Revo-
lution ſelbſt ehren, nicht als Tote, ſondern als lebendige Träger
der immer von nene aufarſtehenden intarnationalen Reyho

Wir erſuchen hiernach zutreffendenfalls

re
Aus dem Haushaltsausſchuß

Der Haushaltsausſchuß erledigte in langer Sitzung eine
Reihe wichtiger Vorlagen. Das Gejuch einiger ſtädtiſcher Be
amter um Beförderung mußte abgelehnt werden, da die Stadt-
verordnetenverſammlung für die Anſtellung und Beförderung
von Beamten nicht zuſtändig iſt. Bei dieſer Gelegenheit wurde
die Stellung der Bauſekretäre innerhalb des ſtädtiſchen Beamten-
körpers behandelt. Vor allem wurde der Titel beanſtandet, zu
mal es ſich zum Teil um Jngenieure mit mittlerer Fachbildung
handle, hauptſächlich bei den Bauſekretären des Gas- und Waſſer-
werkes. Seitens des Magiſtrats wurde darauf hingewieſen, daß
Unebenheiten in der Beſoldung bei der kommenden Beſoldungs-
reform ausgeglichen werden würden. Es ſeien auch bisher ſchon
mehrere auf Privatdienſtvertrag Angeſtellte in ein feſtes Be-
amtenverhältnis übergeführt worden. Für den Theaterfundus
ſind im Haushaltplan 30 000 Mark ausgeſetzt. Wiewohl dieſe
Summe bereits um 10000 Mark aus Sparkaſſenüberſchüſſen er-
höht worden iſt, reicht der Vetrag nicht aus. Bisher iſt er ſchon
um 7000 Mark (nach der Vorlage) überſchritten. Benötigt werden
bis zum Schluß des Rechnungsſahres noch 8000 Mark. Jn Wirk-
lichkeit treffen dieſe Berechnungen ſchon nicht mehr zu, und der
Theaterausſchuß hält deshalb einen Zuſchuß von 25000 Mark
für erforderlich. Es ſind nicht etwa beſondere Neuanſchaffungen
erfolgt, ſondern es iſt immer vur der beſcheidenſte tägliche Ve-
darf beſchafft worden. Es wurde darauf hingewieſen, daß bei
Aufführungen auf die Ausſtattung nicht etwo beſonderer Wert
gelegt worden ſei, ſondern man habe ſich ſo beſcheiden wie möglich
eingerichtet, z. B. ſind neue Möbel und neue Koſtüme überhaupt
nicht beſchafft worden. Für die Bereifung des Krankenwagens,
wie für die BVeſchaffung von Pneumatiks für den kürzlich er-
worbenen automobilen Arbeitswagen werden 28 000 Mark be-
nötigt und bewilligt. Eine lebhafte Ausſprache, die ſich faſt
nur auf politiſchem Gebiet bewegte, entſpann ſich bei der Vor-
lage über die Bewilligung von

5000 Mark für die Grenzſpende,
Aus dieſer ſoll ſolchen Perſonen, die in die Abſtimmungsgebiete
fahren wollen, aber die Mittel hierzu nicht beſitzen, eine Beihilfe
gewährt werden, damit ſie ihre Stimme für die Erhaltung der
Grenzlande beim Deutſchen Reiche abgeben können. Die U. S. P.
konnte ſich zur Bewilligung der Mittel nicht entſchließen. Sie
machte für ihre ablehnende Haltung die nach ihrer Meinung
falſche frühere Regierungspolitik in den Grenglanden geltend.
Der Hinweis auf die Bedeutung des Verluſtes Oberſchleſiens,
auch für die Arbeiterſrchaft, blieb eindruckslos. Schließlich wurde
die Vorlage mit der Erweiterung angenommen, daß
die Summe auf 10000 Markerhöht wurde. Nach-
dem der Einkaufspreis für das Riebeckſtift erſt kürzlich erhöht
worden war, macht ſich bei den immer mehr ſteigenden Lebens-
mittelpreiſen jetzt eine weitere Erhöhung notwendig. Bei der
Annahme eines Durchſchnittsalters von 60 Jahren beim Einkauf
wurde das Einkaufsgeld auf 8000 Mark feſtgeſetzt gegenüber dem
bisherigen Einkaufsgeld von 3000 Mark.

Die wichtigſte Vorlage betraf die
Gewährung erhöhter Teuerungszulagen

an die Magiſtratsbeamten, Lehrperſonen ausſchließlich der
Volksſchullehrperſonen und den auf Privatdienſtvertrag
ſtändig Angeſtellten. Zunächſt kommt eine Erhöhung der laufen-
den Kriegsſteuerbezüge. infolge der Zugehörigkeit der Stadt Halle
zu den Orten der Ortsklaſſe A des Wohnungsgeldzuſchußtarifs
in Frage, wie ſie den ſtaatlichen Beamten und den Volksſchul-
lehrperſonen bereits gewährt iſt. Der Magiſtrat wollte dieſe Be
züge vom 1. Januar 1920 ab gewähren, der Ausſchuß ſetzte als
Anfangstermin den 1. Januar 1919 feſt. Die Zuſchläge betragen
für Verheiratete 20—-30 Mark im Monat, für Ledige 15 Mark.
Weiter ſieht die Vorlage vor eine Erhöhung der laufenden Teue-
rungszulage (ausſchließlich der Kinderzulage) um 150 Prozent
nach den Sätzen des Staates bis zum 81. März 1920 vom 1. Ja-
nuar 1920 ab. Eine Höchſtgrenze für das Einkommen iſt nicht
mehr vorgeſehen. Die Beträge ſür die rückliegende Zeit ſind an
Perſonen, die vor dem Zuſtandekommen des Gemeindebeſchluſſes
aus dem ſtädtiſchen Dienſte ausgeſchieden ſind, nicht zu zahlen.
Den im Ruheſtand lebenden Perſonen und den Hinterbliebenen
ſind die Bezüge gleichfalls prozentmäßig zu zahlen, und zwar
ſollen ſie nach Möglichkeit auch ſolchen gewährt werden, deren
Anträge bisher abgelehnt waren. Dem Magiſtrat wird eine
möglichſt wohlwollende Neuprüfung derartiger Anträge empfohlen.
Zur Deckung der Vorlage iſt eine Erhöhung der ſtädtiſchen Steuer
ſätze nötig, und zwar muß die Gemeindeeinkommenſteuer um
weitere 24 Prozent, alſo insgeſamt auf 420 Prozent, die Ge-
meindegewerbeſteuer um 10 Prozent, alſo auf 316 Prozent, und
die Grund- und Gebäudeſteuer um 9 Prozent, alſo auf 353 Pro-
ent, erhöht werden. Das bedeutet in Verbindung mit den
ereits früher beſchloſſenen Nachſteuern eine Erhöhung der

Steuerzuſchläge um etwas mehr als den vierten Teil der bei der
Einbringung des Haushaltsplanes feſtgeſetzten Zuſchläge, d. h.
die Erhebung eines fünften Steuervierteljahres. Dieſe Zu-
ſchläge ſind gemeinſam mit den bereits beſchloſſenen Nachſteuern,
alſo im Anſchluß an die Erhebung der vierten Steuerrate, zu
zahlen. Durch die Steuererhebungen werden etwa 1 130 000
Mark aufkommen, während eine Ausgabe von 2 180 000 Mark be
vorſteht. Die fehlende eine Million ſoll den zu erwartenden
Ueberſchüſſen der Stadthauptkaſſe aus dem Rechnungsjahre 1919
entnommen werden. Eine Anregung aus dem Ausſchuß, die
500 000 Mark, die infolge Rückdatierung der Bezüge auf den
1. Januar 1919 nötig ſind, dem in früheren Jahren angeſammei-
ten Ausgleichsfonds zu entnehmen, wurde nicht ſtattgegeben, da
man der Meinung war, daß dieſer Fonds für ganz ſchlechte
Zeiten zurückgeſtellt werden müſſe. Schließlich wurde, einer An-
regung des Berichterſtatters entſprechend, die Vorlage auch
auf die Magiſtrats mitglieder ausgedehnt.
Endlich wurden noch die Vorgänge erörtert, die ſich bei der
Reichswebwarenverteilung am Mittwoch und Donnerstag auf
dem Marktplatze abgeſpielt haben. Es hatten ſich da bekanntlich
Tauſende von Menſchen angeſammelt in der Hoffnung, etwas
von den verteilten Waren abzubekommen. Die Waren ſind, ſo
wurde vom Magiſtrat nachgewieſen, nicht dem Magiſtrat zu-
gegangen, ſondern ſind von der Reichsſtelle einzelnen Geſchäften
zugewieſen. Dieſe hatten den Verkauf eröffnet, bevor der
Magiſtrat denſelben angeordnet hatte. Bei den geringen zur
Verfügung ſtehenden Mengen rund 4000 Meter Leinen, 2000
Meter Hemdentuch, geringe Mengen Barchent und Herrenſtoffe
konnte natürlich bei 147 000 bezugsberechtigten Perſonen nur ein
Bruchteil der Bevölkerung für die Belieferung in Frage kommen.
Zu bedauern bleibt, daß Erwartungen erweckt wurden, die nicht
erfüllt werden konnten. Bisher ſind 14 000 Perſonen beliefert
worden. Gerüchte über Bevorzugung einzelner Perſonen ſind
unzutreffend.

Auflöſung des Polizeibataillons Halle
Wie wir hören, iſt den Angehörigen des PolizeibataillonsHalle das Dienſtverhältnis für den 1. März d. F gekün-

digt worden. Das Polizeibataillon wird durch eine in Weißen
fels zuſammengeſtellte Abteilung der neugebildeten Sicher
heitspolizei Provinz Sachſen abgelöſt werden, die in
aller Kürze nach Halle überſiedeln wird. Es befindet ſich bereits
ſeit einigen Tagen ein Vorkommando der Sicherheitspolizei in

n um T x in r Reilſtraße für dieruppe Quartiere zu alsdann in Halle ihren Dienſtaufnehmen wird



Der drohendesuſammenbruch der deutſchen Preſſe
Auf dem Papiermarkt herrſcht wilde Hauſſe. Das neue

Jahr begann mit einer plötzlichen Steigerung des Papierpreiſes
auf das Zehnfache des Friedenspreiſes. Die Folge davon war
eine Erhöhung der Bezugsgebühren faſt ſämtlicher Zeitungen,
Eleichwohl hat der Verlag der „Halleſchen Zeitung“ bisger Ab
ſtand davon genommen, den Bezugspreis zu erhöhen. Die am
1. Februar d. J. in Kraft tretende Kohlenpreisſteige-
rung machte eine neue Heraufſetzung des Papierpreiſes not
wendig. Eine Bekanntmachung des Reichswirtſchaftsminiſteriums
vom 31. Januar 1920 brachte eine Erhöhung um 10 M. für
100 Kilo Druckpapier, ſo daß ein Kilo Zeitungsvavier jetzt 2,05 M.
koſtet. Noch kroaſſer“ liegen die Verhältniſſe bei dein Papier für
illuſtrierte Zeitſchriften, die ſtatt 25 Pfennigen im Frieden jetzt
über 4 M. für ein Kilo Papier zu zahlen haben. Die Notlage
der deutſchen Preſſe geſtaltet ſich immer kritiſcher, zumal da in
letzter Zeit viele Papierfabriken infolge Kohlenmangels ihren
Betrieb einſtellen mußten und zur ſelben Zeit ein großer Teil
der Papierfabrikanten ſich weigerte, Zeitungsdruckpapier zu den
von der Regierung feſtgeſetzten Preiſen zu liefern. Dadurch iſt
die geſamte deutſche Vreſſe in eine Lage gebracht, wie ſie bedroh-
licher und ernſter nicht gedacht werden kann. Es handelt ſich dabei
nicht nur um die Gefährdung der Exiſtenz einzelner Zeitungen
oder einzelner Gruppen von Zeitungen, ſondern um Sein
oder Nichtſein der deutſchen Preſſe. Und dadurch
wird eine Kataſtrophe heraufbeſchworen, die nicht nur die
privat wirtſchaftlichen Jntereſſen der Zeitungsverleger, ſondern
die Lebensintereſſen der Nation gefährdet.

Die Reichsregierung iſt über die Notlage genau unterrichtet.
Vor einigen Wochen war die bedrohliche Lage der Preſſe infolge
der fortgeſetzt ſteigenden Papierpreiſe Gegenſtand eingehender
Verhandlungen des Reichswirtſchafts miniſteriums und der Ver-
treter der Länder mit den Druckpapierfabrikanten und
Zeitungsverlegern. Es beſtand Einmütigkeit darüber, daß durch
Eingreifen des Reiches in Gemeinſchaft mit den Landes-
regierungen alsbald der Verſuch gemacht werden müſſe, die der
Preſſe durch die ungeheuren Papierpreisſteigerungen drohende
Kataſtrophe nach Möglichkeit abzuwenden. Dementſprechend ſoll
das Reichswirtſchaftsminiſterium unverzüglich mit den Re-
gierungen der Länder mit Waldbeſitz wegen Bereitſtellung des
notwendigen Papierholzes zu ermäßigten Preiſen in Verbindung
treten. Die Länder haben zum Teil ihr grundſätzliches Einver-
ſtändnis zu einer ſolchen Maßnahme erklärt. Aber weiter iſt
noch nichts geſchehen. Hilfe blieb bis heute aus. Jm Gegenteil.
Die Reichsregierung hat auf der andern Seite die Preſſe noch
mit einer ſehr hohen Umſatzſteuer belegt und ſie iſt damit
ganz beſonders belaſtet. Die vielen Verſprechungen und Zu-

ſicherungen, die bisher den bei der Regierung vorſtellig gewor-
denen Kommiſſionen gemacht ſind, haben die Lage der deutſchen
Preſſe bisher nicht zu beſſern vermocht.

Die zögernde Haltung der Regierung in der Papier-Wirt-
ſchaftsfrage hat die deutſchen Zeitungsverleger veranlaßt, zu
einer Verſammlung einzuberufen, die am Sonntag, den
22. Februar, vormittags um 10 Uhr im großen Saale der „Er-
holung“ in Weimar ſtattfindet und als einzigen Punkt auf
die Tagesordnung geſetzt hat: „Der drohende Zuſammenbruch
der, deutſchen Preſſe infolge Erhöhung der Herſtellungskoſten,
beſonders des Zeitungspapierpreiſes.“

Die Würde eines Ehrendoktors verliehen. Die Medigi
niſche Fakultät der Univerſität Halle- Wittenberg hat dem Ge
heimen Sanitätsrat Profeſſor Dr. med. Hans Koerner,
Direktor der Univerſitäts-Poliklinik für Zahnkrankheiten in Halle,
ehrenhalber die Würde eines Dr. der Zahnheil-
kunde verliehen in dankbavrer Anerkennung der lang
jährigen erfolgreichen Bemühungen um die Aufrechterhaltung des
zahnärztlichen Unterrichts an der Univerſität, ſelbſt unter den
ſchwierigſten Verhältniſſen und in Erfüllung eines Wunſches
ſeiner ihn hochverehrenden zahlreichen Schüler.“

Auszeichnung. Dem Malermeiſter W. Böhme,
Pfälzerſtraße 6, iſt das Verdienſtkreuz für Kriegshilfe und das
Baltenkreuz verliehen worden.

Elternbeiratswahl. Die Regierung hat angeordnet, daß
die Wahlzeit für die Elternbeiratswahl da, wo etwa ein
Lehrer, der Kirchenbeamter iſt, in den Wahlvorſtand gewählt iſt,
nicht vor 11 Uhr angeſetzt wird, damit die Gottesdienſte nicht
des Orgelſpieles und des Geſangs entbehren müſſen. Eine Wahl-
zeit von 11 Uhr vormittags bis 6 Uhr nachmittags dürfte in den
meiſten Orten genügen.

Aus der Schweiz zurückgekehrte Kinder. Die am 4. Februar aus Holland und Dänemark und am 13. Februar aus ber

werden aufgefordert, ſich am
Sonnabend, den 21. Februar, frühmorgens um 8 Uhr zur Nah
Schweiz zurückgekehrten Kinder

unterſuchung im Städtiſchen Geſundheitsamt, Schmeerſtraße i,
2. Stock, mit Geſundheitsbogen einzufinden.

FamilienNachrichten.
Todesfälle: Am 18. Februar Agnes Zutz geb. Müller.

Am 13. Februar Minna Schöbel geb. Lamprecht. Am
18. Februar Margarete Abel mann. Am 18. Februar Luiſe
Schöne geb. Heinemann im 64. Lebensjahre. Am 18. Februar
Friederike Strich geb. Schmidt im 75. Lebensjahre.

Provinz Sachſen
Hettftedt, 18. Febr. (Der Bürgermeiſterſkandal

in der Stadtverordnetenſitzung.) Die Stadtver-
ordnetenverſammlung in Hettſtedt ſollte ſich am Dienstag mit
der Sache Bürgermeiſter a. D. Gericke Lebens-
mittelamt“ beſchäftigen. Jnfolge des übermäßigen Andrangs
der erregten Bevölkerung in den Zuſchauerraum und der damit
zuſammenhängenden Tumulte wurde, als man ſah, daß der
r die Maſſen nicht aufnehmen konnte, die Stadtver-
ordnetenſitzung aufgehoben und in eine öffentliche Volksver-
ſammlung umgewandelt. Die Volksmenge gab ihrer Ent-
rüſtung Ausdruck über die Miſſetaten ihres ſozialiſtiſchen Stadt
oberhauptes Als ein Unabhängiger ſchließlich noch verſuchte,
ſeinen Glaudensgenoſſen zu verteidigen, da wurde er nieder
geſchrien und mußte froh ſein, mit heiler Haut davonzukommen.

tzk. Gera, 19. Fekr. (Der neue Bürgermeiſter ab
r Der Bürgerbund Gera hat in einer Eingabe an

Regierung gegen die Wahl des Redakteurs Leven zum Bür-
germeiſter von Gera proteſtiert.

d. Halberſtadt, 19. Februar. (Der Kaſſenraub im
BSefangenenlager Quedlinburg.) Die Kaſſenbe-
vaubung im Gefangenenlager Quedlinbuwg, wobei den Dieben
493 490,15 Mk. in bar und ebenſoviel in ruſſiſchen und ukrai-
niſchen Banknoten in die Hände fielen, beſchäftigte geſtern die
hieſige Strafkammer. Den verwegenen Einbruch ausgeführt zu
haben, wurde dem Slektromonteur Walter Kromart, Klempner
Louis Beil und Oskar Brauer zur Laſt gelegt. Sie ſtellten zu
nächſt jede in Abrede. Erſt als der wegen Hehlerei an
xeklagte Kutſcher Robert Geſ5hardt ein umfaſſendes Geſtändnis
Ologte, wo die drei ihn ſchon am 7. Auguſt zur Mitaus
ung der Tat zu überreden fuchten, aber durch das Dagwiſchen
kommen einer che verhindert wurden, gaben ſie zu, die Tat

derart ausgeführt zu T TKaſßſearmanmes ochhen u des.1 nd 2 hre die und

Kaſſe holten. Das Geld wurde getxilt. eb t
nächſt 300 Mt. Schweigegeld, ſpäter eine größere Summe.
ſollte Gebhardt in Magdeburg Kriegsanleihe umzuſetzen ver
ſuchen, wurde aber dabei verhaftet, ebenſo wie Beil. Später

m Ba f i Otto Wind und e nPurden auf m e Je dir n h tretenden Schwierigkeiten zu überwinden, ohne politiſche g. J
Albert Küſtner angehalten, die aus dem Diebſtahl herrührende
ukrainiſche TauſendRubel-Noten umzuſetzen verſuchte. Sie
gaben vor Gericht an, daß ſie die Noten auf dem Leipziger
Bahnhof von einem unbekannten Vizefeldwebel geſchenkt er
halten hätten. Das Gericht überzeugte ſich von der Schuld des
Angeklagten und verurteilte Kromart, der ſich im Rückfall be
findet, zu drei, Beil und Brauer zu je zwei Jahren Zucht-
haus und fünf Jahren Ehrverluſt, die Hehler zu je ſechs
Monaten Gefängnis.

Koburg, 18. Febr. (Der Staatsvertrag Koburg
Bayern.) Die Landesverſammlung für den Freiſtaat Koburg
iſt heute hier zuſammengetreten, um den Bericht der Regierung
über die Münchener Anſchlußverhandlungen entgegenzunehmen
und den nunmehr vorliegenden Shagtsvertrag für den Anſchluß
Koburgs an Bayern, von den beiderſeitigen Regierungen bereits
unterzeichnet, zu beraten. Die Landesverſammlung wird dem
Vertrag Schwierigkeiten kaum bereiten, denn die im Auguſt 1919
in Bamberg Koburg gegenüber gegebenen Zuſagen ſind erfüllt,
und die von Koburg nachträglich geltend gemachten Spezial-
wünſche haben im allgemeinen Berückſichtigung gefunden. Nur
hinſichtlich des Eigentumsrechts am koburgiſchen Domänenver-
mögen hat Bayern nicht im vollen Umfange den Wünſchen Rech-
nung getragen. Beſonders, auf das Drängen der Stadt Koburg
hin verlangte die koburgiſche Regierung die Uebereignung der
zum Domänengut gehörenden Waldungen, Güter und ſonſtigen
Liegenſchaften an die Koburger Landesſtiftung, und dieſe ſollte
die Hälfte des Reinertrages an den Staat gewähren.
Wunſche nicht ſtattgegeben würde,

trolle über das Domänengut übernehmen. Auf dieſes Anſinnen,
durch das Bayern nur ein paſſives Recht am Koburger Domänen-
eigentum zugeſprochen worden wäre, ging natürlich die bayeriſche
Regierung nicht ein, billigte aber zu, daß das Domänengut durch
eine in Koburg zu errichtende ſtaatliche Behörde (Forſt- oder
Domänenamt) verwaltet wird. Jm allgemeinen iſt man in Ko
burg mit dem Erreichten zufrieden, da Koburg die gewünſchte
Sonderſtellung im bayeriſchen Staate und Beibehaltung ſeiner
kulturellen und wirtſchaftlichen Einrichtungen gewährleiſtet ſind.
Bis Ende dieſes Monats hofft man den Vertrag endgültig unter
Dach und Fach zu bringen, ſo daß in Kürze die politiſche Zu
gehörigkeit Koburgs zu Thüringen der Vergangenheit angehören
wird.

Volkewotriſchaſt
Abdruck der mit einem verſehenen Original-Artikel und Original- Meldungen des

Londonvolkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe „Halleſche Zeitung geſtattet

Die Steuerkurſe vom 30. Juni 1919
Amtliche Ergänzungen und Berichtigungen.

Der Reichérat hat in ſeiner Sitzung vom 14. Februar 1920
gemäß S 142 Abſ. 2 Satz 8 der Reichsabgabenordnung vom
13. Dezember 1919 in Verbindung mit F 13 des Geſetzes über
eine Kriegsabgabe vom Vermögensgzuwachſe vom 10. September
1919 die durch Bekanntmachung des Reichsfinanzminiſters vom
17. Dezember 1919 auf den 80. Juni 1919 vorläufig feſtgeſetzten
Steuerkurſe und Steuerwerte non Wertpapieren mit nach
ſtehenden A enderungen, Ergängzungen und Berichtigungen end
gültig feſtgeſetzt.

Börſe zu Berlin.
Heimiſche Pfandbriefe.

Iprog. Sächſ. Pfandbr. landw. Kreditkbr. bis Serie 22 98
(ſhatt 100), do. Serie 26——38 98 (ſtatt 100), 31prog. do. bis
Serie 25 88 (ſtatt 90).

4proz. Poſenſche Serie 6--10 72 (ſtatt 100), 3proz. Po
ſenſche Serie 11--17 62 (ſtatt 92), 4proz. Poſenſche I,it. D 72
(ſtatt 100), 4proz. Schleſiſche landſchaftliche C 102 (ſtatt 108),
4proz. Schleſiſche landſchaftliche D 102 (ſtatt 103).

Ausländiſche Anleihen.
5proz. Argentiniſche Anleihe 87 116 (ſtatt 116), 5proz, Bue-

nosAires Provinz 08 8 ((ſtatt 117), 414proz. BuenosAires
Provinz 1910 85 (ſtatt 112).

5proz. BuenosAives Stadt 1909 114 (ſtatt 150).
3proz. Portugieſiſche Eiſenbahn 1886 62 (ſtatt 83).

Jnduſtrie-Obligationen.
4proz. Deutſche SolvayWerke 101 (ſtatt 110).

Bankaktien.
Centralbank für Eiſenbahnwerte 39 (ſtatt 80), Hildesheimer

Bank 150 (ſtatt 162).

Falls dem
ſollte ein noch zu gründender

Zweckverband koburgiſcher Stadt- und Landgemeinden die Kon

Eiſenbahnaktien.
EſakathurnAgramer St.Pr. 60 (ſtatt 65).

Jnduſtrieaktien.
NeuGrunewald (M. per Stück) 300 (ſtatt 1000), Petersbg.

Elektr. Beleuchtung 25 (ſtatt 65), do. Vorzugsaktien 35 (ſtatt 75).

Induſtrie, Handel, Hanclwerk
Reichsmeſſekonferenz.
folgende Leitſätze aufgeſtellt: „1. Meſſen ſind Einrichtungen zur

r des Verkehrs zwiſchen Jnduſtrie, Gr undleinhandel. Sie ſtellen für ſich, inſoweit ſie über das Be ürfnis
dieſer Wirtſchaftskreiſe hinausgehen, kein Mittel der allgemeinen
Wohlſtandsförderung dar, ſondern belaſten Jnduſtrie
und Handel zugunſten lokaler Verkehrsinter-
eſſen. Dieſe können daher eine ausſchlaggebende Rolle in der
Frage der Durchführung neuer Meſſen nicht beanſpruchen.
2. Der wirtſchaftliche Hauptträger der Meſſen, vor allem in

Auf der Reichsmeſſekonferenz wurden

finanzieller Hinſicht, iſt die Jnduſtrie. Demgemäß gebührt dieſer
in Verſtändigung mit den jeweils beteiligten Handelskreiſen die
entſcheidende Stimme in der Frage der Durchführung
neuer Meſſen. 3. Die Einrichtung neuer Allgemein
meſſen neben der im In und Auslande feſt eingebürgerten
Leipziger Meſſe (Breslau, Frankfurt a. M., Köln, Königsberg) iſt
unter den vorſtehenden Geſichtspunkten, namentlich in einer
Zeit ſtark geſunkener Gütererzeugung, nicht

dürfniſſen der beteiligten Wirtſchaftskreiſe unter der Voraus-
ſetzung, daß ſie auch weiterhin in engſter Anpaſſung an deren

der Regel einmalWünſche durchgeführt wird. 4. Die in
jährliche Durchführung von Fachmeſſen in
lokal abgegrenztem Rahmen ſteht, ſoweit dieſe von beſtimmten
Jnduſtriegruppen in Uebereinſtimmung mit ihren Abnehmern ge
fordert werden, mit den vorſtehenden Leitſätzen nicht in Wider
ſpruch.“ Der Geſamteindruck, den die Verſammlung hinterließ,
war der, daß die Uebergewichte der Sympathien der Konferenz-
teilnehmer bei der Leipziger Meſſe zu finden iſt, wenngleich auch
die Verfechter der Grenzmeſſen ſtarke und überzeugende Gründe

ne zu rechtfertigen. DieLeipziger Meſſe genügt nach wie vor den Be

Gebhardt gab man zu ſchäfkigk. Es ſoll eine Kooperativorganiſation, ungder Regierung, gebildet werden, die Oeſterreich mit d

verſorgen, die Fabrikation und den Verkauf ordnen ar
wird ein Kongern von Bankleuten, Geſchäftsleuten und
kanten gegründet, der es ſich zur Aufgabe macht, alle in de

kationen hervorzurufen, die, wie es heißt, ſich ſicher e
werden, wenn die Regierungen eingreifen. nſtell

Franzöſiſches Kapital in Oeſterreich. Die Akt.
„Schodnica“ A.G. für Petroleuminduſtrie in en
laut „Jnform.“ von einer franzöſiſchen Gruppe er
worden ſein. (Das Aktienkapital von 10 Millione wor
erhielt für 1917 und 1918 je 12 Prozent Dividende.) n
eine engliſch- franzöſiſche Finanzgruppe den Bau zweier in
elektriſcher Werke in Wien beabſichtigen, worüber noch die
verwaltung zu entſcheiden habe.

Weiteres Anziehen der Häutepreiſe. Die Angebote
einzelnen Loſen auf der Berliner Häute und Fellauktion
18. Febr. erfolgten nur zögernd und vorſichtig. Trotzdem We m
ſich die Preiſe in unglaubliche Höhen. Trockene Kalbfelle erzi
pro Pfund 105,10 Mk. (48,10). Ein eingiges Kalbfeg

demnach annähernd 1000 Mk. e
Halleſche Röhrenwerke, A.G. Die Geſellſchaft vermehet;

Kapital von 1,1 auf 1,7 Mill. Mark.
Bubendorfer Kohlenwerke. Der Hanſabund

Handel und Jnduſtrie, Landesverband Sachſen, hat g
börgerlichen Parteien und Abgeordneten der ſächſiſchen J
kammer eine Eingabe gerichtet, in der die Aufhebungvom ſächſiſchen Arbeitsminiſter verhängten Zw engere

ie Sia

u

waltung über die Bubendorfer Kohlenwerke gefordert irhe

Berliner Börſlenberichte
Produktenbericht. Am Produktenmarkt behielt

folge vermehrter Kaufanträge ſeine Feſtigkeit. Begehr

wurden bewilligt.

Beachtung. Lupinen waren gut behauptet. Serradellg bot
ruhiges Geſchäft. Die Nachfrage nach Heu und Stroh zeig
rege. Die Preiſe in Schnitzeln erfuhren keine Äüendern,
Sämereien neigten zur Abſchwächung.

Deviſen-Notierungen:

Geld BriefAmſterd.- Rotterd. 3670 3679
Brüſſel-Antwerp. 719,75 718,25
Chriſtiania 1708 17112.
Kopenhagen 1458 14614/,
Stockholm 1828 1832 9Helſingfors 334-60 355,40 Oeſterreich abgeſt. 5.71
Jtalien 537, 540, Prag 100,90 101337,00 338,00 l Budapeſt 35.96

Hafernotierungen:

e

NewYork
Paris 69230 66

SpanienWien l(altes) 39,20 d
2

Berlin, 19. Febr. Jnländiſcher Hafex, für 1000 e in Mat
lokto ab Speicher frei Wagen loko ab Bahn 4580-4660 Mk.

ſofortige Abladung 4620--4670 Mk. Tendenz: feſt.

Vom Büchertiſch
T. Die Höhlenkinder im Pfahlbau. Von A. Th. Son

Randbildern von Fritz Jaeger und Ludwig Hudribuſch. Pre
uaſpaajwk qun usupfeh i uaaqngneg g z nut
gebunden M. 12.50.
verlag), Stuttgart.

Weſtfalens längere Zeit bei einem Sanitätsrat in Quart
lag, hatte ich Gelegenheit, nach langer Zeit mal wieder
Bücher zu leſen. U. a. fiel mir auch dort das Buch von A.

im heimlicheSonnleitner: „Die Höhlenkinder
Grund“ in die Hände. Mit großem Genuß las ich das inte
eſſant geſchriebene Buch, das durch gute Zeichnungen untg
ſtützt, uns den Werdegang des Menſchengeſchlechts in
beiden Waiſen Eva und Peter vor Augen führt.
im vergangenen Jahre in den Buchhandlungen nachgefragt,
noch nicht die Fortſetzung: „Die Höhlenkinder i
Pfahlbau“ erſchienen ſei. Jetzt endlich iſt es zu hab
und wird hoffentlich recht vielen, jung und alt, frohe Stunda
ſchaffen. Der Jnhalt und die Ausſtattung geben dem erſt
Teile nichts nach. Möge der folgende Band: „Die Höhlen
kinder im Steinhaus“ uns nicht wieder ſo lange wart

laſſen. Hth.Wie man 50 Proz. Heizmaterial bzw. Hausbrond ſpa
und die Kohlennot beſeiti
einigung „Heimkultur“ Wiesbaden nach der bewährten Erſt
dung eines Heizungsfachmannes in einer ausführlichen Schri
ca. 100 Seiten, bekannt. „Sparſame Heizung“ ron H. Gerol
und E. Abigt, mit vielen Abbildungen, beſchreibt einfache 4
in r in 4000 Haushaltungen bewährte Vorrichtunget

die indie Hälfte Brennſtoffe und Koſten erſparen und z. B. ſchon m
erde und Oefen für wenige Mark Unkoſten eingeban

4256 Briketts das Mittageſſen kochen, mit 6——10 ein Zimne
12 Stunden lang gut durchheizen laſſen.

Leſer recht beachtenswert. Sie wird für Fres. Mk. 250 dur
alle Buchhandlungen und vom Heimkulturverlag in Wiesbadel

Ppoſtſcheckkonto Frankfurt 23 300, Zürich VIII„5233, geliefert.
Die Kohlennot der Ruin Deutſchlands von A. Heinrich

bauerEſſen. d e en BerlinZehlendorf-Weſt 102
Preis 4 Mk. Jn ebenſo klarer wie ſachverſtändiger Darſtell
verbreitet ſich hier ein Fachmann über das Kohlenproble
Geſtützt auf reichhaltiges ſtatiſtiſches Material, unterſucht He
richsbauer in unparteiiſcher Weiſe zunächſt, welche Urſachen un
in unſer jetziges Kohlenelend gebracht haben. Er zeigt die geh
gen der Kohlennot auf allen Gebieten des Handels, Verkehrs un
Gewerbes und wendet ſich dann der Erörterung der techniſche
Vorausſetzungen zur Einführung der Sechsſtundenſchicht zu, e
Hand derer er die Unerfüllbarkeit der Forderung des Bergarbe
ters nach der Sechsſtundenſchicht nachweiſt. Das Buch iſt da
beufen, noch in letzter Stunde mahnend auf den Abgrund hin

weiſen, auf den wir zuſteuern. Allen, die im Kampf um die
führung des Sechsſtundentags ſtehen, bietet es wertvolls
Material.

Der Verfaſſer, ein berufener Fachmann, hat in vorliegend
Arbeit ein Werkchen geboten, durch das der Kartenliebhaber un
*Benutzer in zuverläſſiger Weiſe über vieles Einſchlägige unker
richtet wird, was ihm bisher unverſtändlich, mehrfach ganz unb
kannt war, davon aber Kenntnis zu erlangen nur im Jnter
einer wirklich erfolgreichen Benutzung der Generalſtabs un
TouriſtenKarten liegen kann. Die im Buche aufgenommene
12 Zeichnungen erleichtern das Verſtändnis der gebotenen Ten
ausführungen ganz weſentlich. Das Schriftchen kann beſten
empfohlen werden.

ins Feld führen konnten. Das Reich, dem die letzte Entſcheidung
in dieſen Fragen zuſteht, wird an den Gründen, die namentlich
für die Errichtung öſtlicher Meſſen ſprechen, nicht achtlos vorüber
gehen können und das um ſo weniger, als hier nicht nur reinwirtſchaftliche, ſondern dor allem auch vationake Gefichtspunkte in

Betracht kommen.
Wiederaufban Oeſterreichs mit brktiſcher Hlfe. Britfſche und
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